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[S. 662] Tit. I. 

Bestellung von Flurkommissionen. 
§ 1. Es werden, namentlich zum Zwecke der Durchführung der §§ 693 und 757 d. 
pr. G. betreffend die notarialische Fertigung der bestehenden Grunddienstbarkeiten 
und Reallasten, in allen Zivilgemeinden und, wo keine solchen bestehen, in den 
politischen Gemeinden des Kantons Flurkommisstonen aufgestellt. 
Einzelne Höfe, welche nicht einem Zivilgemeindsverbande angehören, sind für dieses 
Geschäft durch den Gemeindrath einer Zivilgemeinde zuzutheilen. // [S. 663] 
Größere politische Gemeinden, welche nicht in Zivilgemeinden zerfallen, können zu 
diesem Zwecke in mehrere Sektionen eingetheilt und für jede der letztern eine eigene 
Flurkommission bestellt werden. 
§ 2. Die Flurkommission besteht aus einem Präsidenten und vier bis höchstens zehn 
Mitgliedern. Sie wird von den Grundeigenthümern der betreffenden Gemeinde oder 
Gemeindsabtheilung (§ 1) gewählt. Den Vizepräsidenten und den Schreiber wählt die 
Kommission selbst; der letztere braucht nicht Mitglied der Kommission zu sein. 
§ 3. Um in die Kommission wählbar zu sein, muß man das fünfundzwanzigste 
Altersjahr angetreten haben, sowie auch die durch Art. 23 und 24 der Staatsverfassung 
aufgestellten Erfordernisse der Wählbarkeit besitzen. Der Besitz von Grundeigenthum 
ist dazu nicht erforderlich. 
§ 4. In der Flurkommission dürfen nicht gleichzeitig sitzen Vater und Sohn, 
Schwiegervater und Tochtermann, zwei Brüder oder zwei Schwäger. 
Im Uebrigen kann die Wahl in die Flurkommission in der Regel nicht abgelehnt werden, 
sofern der Gewählte Grundeigenthum besitzt und nicht bereits das sechzigste 
Altersjahr angetreten hat. 
§ 5. Die Flurkommission steht unter der Aufsicht des Bezirksrathes und unter der 
Oberaufsicht der Direktion des Innern. 
Der Entscheid über die Ablehnung einer Wahl in dieselbe, über Entlassungsgesuche 
von Mitgliedern, sowie über Beschwerden gegen die Flurkommission fällt 
erstinstanzlich dem Bezirksrathe, letztinstanzlich der Di- // [S. 664] rektion des Innern, 
mit Zuzug zweier von dem Regierungsrathe zu bezeichnender Mitglieder der 
Kommission für die Landwirthschaft, anheim. 
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§ 6. Die Flurkommission ist berechtigt, gemäß dem Gesetze über Ordnungs- und 
Polizeistrafen Ordnungsbußen bis auf den Betrag von 12 Frkn. zu verhängen. 
§ 7. Die Versammlung der Grundeigenthümer, welche die Flurkommission zu bestellen 
hat (§ 2), wird von dem Präsidenten der betreffenden Zivil- oder politischen Gemeinde 
(§ 1) veranstaltet und geleitet. 
Das Protokoll führt ein von der Versammlung selbst zu wählender Schreiber. 
§ 8. Jeder handlungsfähige Grundeigenthümer ist, ohne Rücksicht auf den Umfang 
seines Grundeigenthums, bei den Versammlungen stimmberechtigt. Korporationen, 
sowie Personen weiblichen Geschlechtes und Männer, welche durch Krankheit und 
dgl. am persönlichen Erscheinen verhindert sind, können sich durch irgend einen 
handlungsfähigen Aktivbürger, welcher sich über die erhaltene Vollmacht auszuweisen 
hat, vertreten und ihre Stimmen mit abgeben lassen. Für Bevormundete handelt der 
Vormund oder in dessen Verhinderung ein von ihm ernannter Vertreter. 
Die Mitglieder der Flurkommission, welche nicht Grundeigenthümer sind, haben in 
diesen Versammlungen berathende Stimme. 
§ 9. Im Uebrigen finden die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Gemeindsversammlungen auch auf die Versammlungen der Grundeigenthümer 
analoge Anwendung. // [S. 665] 
§ 10. Wenn die Grundeigenthümer einer Gemeinde gleichzeitig eine Bereinigung ihres 
Grundprotokolls vornehmen lassen, so hat die Bereinigungskommission auch die der 
Flurkommisston obliegenden Verrichtungen zu besorgen. 
In diesem Falle kommen hinsichtlich der Anmeldung der Grundienstbarkeiten und 
Reallasten die Vorschriften der obergerichtlichen Verordnung betreffend das Verfahren 
bei Bereinigung der Grundprotokolle vom 28. Brachmonat 1855 (Gesetzessammlung 
Bd. X. S. 331 u. ff.) zur Anwendung. 
§ 11. Die Versammlung der Grundeigenthümer (§ 2) hat vor Bestellung her 
Flurkommission die den Mitgliedern und dem Schreiber derselben zukommende 
Entschädigung nach den örtlichen Verhältnissen zu bestimmen. 
§ 12. Nach Durchführung der durch dieses Gesetz bezeichneten Verrichtungen löst 
sich die Flurkommisston auf. 
Bis zu Erlassung weiterer gesetzlicher Vorschriften fällt die Aufsicht über die 
bestehenden Flur- und Feldwege der Zivilgemeindsvorsteherschaft oder, wo keine 
solche besteht, dem Gemeindrathe zu. 

Tit. II. 

Anmeldung der Grunddienstbarkeiten und Reallasten. 
§ 13. Die Ansprecher von Grunddienstbarkeiten und Reallasten, welche der Eintragung 
im Grundprotokoll zu ihrer Forteristenz bedürfen (§ 20), und weder bereits eingetragen 
noch durch Anlegung offener Wege // [S. 666] untergegangen sind (§ 32), haben 
dieselben binnen einer von der Flurkommisston zu bestimmenden Frist unter Beilegung 
der hierauf bezüglichen Verträge, Reverse u. dgl. bei ihr anzumelden. 
Wo die Flurkommission es zweckmäßig findet, können diese Anmeldungen 
serienweise, z. B. für jede Flurabtheilung besonders, geschehen. 

Zürcher Gesetzessammlung seit 1803 online © by Staatsarchiv des Kantons Zürich 2016 



 
 
StAZH OS 12 (S. 662-682) 
22.04.1862 

 

 

 
 
 
Seite 3/11 
 
 

Mündliche Anmeldungen sind von der Flurkommission schriftlich abzufassen und von 
dem Betreffenden zu unterzeichnen. Bei Bezeichnung des angemeldeten Rechtes ist 
auf möglichste Deutlichkeit zu achten 
§ 14. Die Flurkommission hat die Anmeldungen dem Eigenthümer des belasteten 
Grundstückes zur Kenntniß zu bringen und, falls derselbe die angezeigte Berechtigung 
anerkennt, dieß auf der betreffenden Schrift unterschriftlich bescheinigen zu lassen. 
§ 15. Wenn die Belastung aus eine Mehrzahl von Grundstücken sich erstreckt, so hat 
die Flurkommission ein genaues Verzeichniß dieser Grundstücke nach der Reihenfolge 
ihrer Lage anzufertigen oder das allfällig von dem Berechtigten ihr eingegebene 
Verzeichniß sorgfältig zu prüfen und nöthigenfalls zu berichtigen. Sie ist ermächtigt, 
erforderlichen Falls die Grundeigenthümer auf die Lokalität zu berufen. 
§ 16. Die eingereichten Anmeldungen (§§ 13 und 15) sind von der Flurkommisston 
sammt einem darüber angefertigten Verzeichnisse dem Landschreiber einzugeben. 
Bis zum Ablaufe des für die Eintragung der bestehenden Grunddienstbarkeiten und 
Reallasten in das Grundprotokoll gesetzlich festgesetzten Termines (§ 18) 
beziehungsweise bis zur Regulirung der dießfälligen // [S. 667] Verhältnisse einer 
ganzen Gemarkung können zwar nachträgliche Anmeldungen auch unmittelbar bei 
dem Landschreiber erfolgen und im Fall eines Streites bei Gericht eingeleitet werden 
(§ 58); es ist jedoch der Ansprecher durch den Landschreiber dem Bezirksgerichte zu 
verzeigen und von diesem, falls er sich über seine Säumniß nicht genügend zu 
rechtfertigen vermag, mit einer Ordnungsbuße von wenigstens 10 Franken zu 
bestrafen. 
§ 17. Die Flurkommission hat bei den betheiligten Grundeigenthümern darauf 
hinzuwirken, daß bei dieser Gelegenheit so viel möglich mangelhafte Eintheilungen von 
Grundstücken angemessen verbessert und bei sehr zersplittertem Grundbesitz eine 
Zusammenlegung der Grundstücke, wo diese als zweckmäßig sich darstellt, vereinbart 
werde. 

Tit III. 

Protokollirung der Grunddienstbarkeiten und Reallasten. 
§ 18. Sämmtliche Grunddienstbarkeiten und Reallasten, welche nicht bis zum 
1. Heumonat 1866 im Grundprotokoll vorgemerkt sind und auf welche die 
Ausnahmsbestimmungen der §§ 19 bis 21 dieses Gesetzes nicht Anwendung finden, 
verlieren von diesem Tage an ihre rechtliche Gültigkeit (§§ 693 und 757 d. pr. G.), es 
wäre denn, daß die Grundeigenthümer einer Gemeinde bereits die Vornahme einer 
Bereinigung beschlossen hätten, oder daß sonst der Ansprecher einer solchen 
Berechtigung sich darüber ausweisen könnte, daß // [S. 668] er Alles, was an ihm 
gelegen, für die rechtzeitige Eintragung gethan habe, diese aber ohne sein 
Verschulden nicht möglich gewesen sei, in welchen Fällen die Frist durch das 
Obergericht für so lange, als es unter gegebenen Umständen erforderlich ist, erstreckt 
wird. 
§ 19. Wenn zur Zeit des Ablaufes der für die Eintragung der Grunddienstbarkeiten und 
Reallasten bestimmten Frist über die Existenz und den Umfang einer dinglichen 
Berechtigung bei dem zuständigen Gericht Prozeß eingeleitet ist, so geht die Frist zur 
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Eintragung des betreffenden Rechtes erst mit dem Ablauf der sechsten Woche zu 
Ende, nachdem der Streit rechtskräftig erledigt worden sein wird. 
§ 20. Der notarialischen Fertigung bedürfen zu ihrer Forteristenz nicht diejenigen 
ständigen Grunddienstbarkeiten, welche sich in einer körperlichen Anstalt darstellen, 
auch wenn dieselbe verborgen liegt, wie z. B. Wasserleitungen, Tollen, Gasleitungen u. 
dgl. (§ 695 d. pr. G.). 
Thüren, Fensterladen und Treppen in Häusern sowol als an der Einfriedigung eines 
Grundstückes sind gleichfalls körperliche Anstalten, welche, soweit Zweck und 
Bestimmung derselben außer Zweifel stehen, Dienstbarkeitsrechte an dem unmittelbar 
anliegenden nachbarlichen Grundeigenthum im Sinne des zit. § 695 begründen 
können. 
Für Wasserrechte und andere Berechtigungen an öffentlichen Gewässern sind die 
staatlichen Konzessionen und die damit in Verbindung stehenden Beschlüsse in allen 
Beziehungen maßgebend, auch wenn sie nicht notarialisch gefertigt sind. // [S. 669] 
§ 21. Diejenigen Berechtigungen und Belastungen des Grundeigenthums, welche in 
Verhältnissen des Nachbarrechtes ihren Grund haben, und nicht darüber hinausgehen 
(die s. g. Legalservituten §§ 573 ff. d. pr. G.), sind nicht als Grunddienstbarkeiten zu 
behandeln und daher nicht in's Grundprotokoll einzutragen. 
§ 22. Mit der Bereinigung des Grundprotokolls einer Gemeinde, welche die Anfertigung 
von Hofbeschreibungen erheischt, soll von nun an stets auch die Eintragung der 
bestehenden Grunddienstbarkeiten und Reallasten verbunden werden. 
§ 23. Bei Ausnahme solcher dinglicher Berechtigungen in das Grundprotokoll hat der 
Landschreiber auf möglichste Klarheit, Einfachheit und Deutlichkeit der Redaktion zu 
achten. Wenn demnach Rechte dieser Art sich auf ältere Verträge und Reverse 
stützen, so soll nur dasjenige, was jetzt noch Geltung hat, zu Protokoll genommen 
werden. 
§ 24. Falls Grundstücke, rücksichtlich welcher eine ihnen zustehende oder auf ihnen 
ruhende dingliche Berechtigung vorgemerkt werden soll, noch nicht auf den Namen 
ihres Eigenthümers im Grundprotokoll eingetragen sind, so muß diese Eintragung dem 
Vormerk der betreffenden Berechtigung vorangehen. 
§ 25. Die Grunddienstbarkeiten sind im Grundprotokoll sowol bei dem belasteten als 
auch bei dem berechtigten Grundstücke vorzumerken und es soll zugleich bei dem 
einen jedesmal auf den Eintrag verwiesen werden, in welchem das andere Grundstück 
im Protokoll zu finden ist. // [S. 670] 
Behufs leichtern Auffindens der berechtigten und der belasteten Grundstücke im 
Protokoll sind die Betheiligten verpflichtet, ihre Eigenthumstitel dem Landschreiber 
einzugeben. 
Ueberdieß ist die Flurkommisston verpflichtet, dem Landschreiber bei der Eintragung 
der Grunddienstbarkeiten auf Verlangen an die Hand zu gehen. 
§ 26. In Vergleichen und gerichtlichen Urtheilen, durch welche das Bestehen einer 
Grunddienstbarkeit oder einer Reallast ausgesprochen wird, sind die Betheiligten 
darauf aufmerksam zu machen, daß die betreffende Berechtigung dingliche Wirkung 
nur erlange, beziehungsweise beibehalte, wenn dieselbe im Grundprotokoll vorgemerkt 
werde. 
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Tit. IV. 

Von den öffentlichen Straßen und Wegen. 
§ 27. Nach Erlaß dieses Gesetzes haben die Gemeindräthe unverzüglich dafür zu 
sorgen, daß für jede Zivilgemeinde oder Ortschaft ein Verzeichniß über die 
sämmtlichen innerhalb ihrer Grenzen befindlichen öffentlichen Straßen und Fußwege 
angefertigt werde. Dabei ist darauf zu achten, daß die Verhältnisse von Wegen, die 
bereits bestehen, deren Charakter aber bisher unbestimmt war, bestimmt geordnet 
werden. 

Tit. V. 

Von den Flur- und Feldwegen. 

Allgemeine Bestimmungen. 
§ 28. Der gesammte Grund und Boden einer ganzen Gemarkung bildet die 
Gemeindeflur. // [S. 671] 
§ 29. Behufs Verminderung der bestehenden Wegdienstbarkeiten sollen, der 
Eintragung derselben in’s Grundprotokoll vorangehend, auf der ganzen Gemeindeflur 
offene Flur- und Feldwege angelegt werden. 
Wo jedoch die Wegdienstbarkeit sich nur über einzelne wenige Grundstücke erstreckt, 
oder nur einzelnen wenigen Grundstücken zusteht, oder ein bloßes Winterwegrecht ist, 
da kann die Anlegung eines offenen Feldweges unterbleiben. 
Ferner bleibt die Anlegung offener Wege für das Weideland dem Ermessen der 
betheiligten Grundeigenthümer anheimgestellt (§ 44). 
§ 30. Hinsichtlich derjenigen vorhandenen Wege, welche nicht als öffentliche erkannt 
worden sind (§ 27), ist auf den Antrag der Flurkommission von den betheiligten 
Grundeigenthümern (§ 31) zu bestimmen, ob und welche derselben als Flur- und 
Feldwege erklärt werden sollen. 
§ 31. Die Flur- und Feldwege sind als im Miteigenthum derjenigen Grundeigenthümer 
befindlich zu betrachten, deren Grundstücke sich in der betreffenden Flurabtheilung 
befinden. Eine Eintragung derselben in das Grundprotokoll ist nicht erforderlich. 
Ein allfälliger Graswuchs, z. B. bei Wiesenwegen, fällt den Anstößern des Weges zu 
und zwar je bis auf die Mitte des letztem. Das Obst von überhängenden Besten oder 
Zweigen gehört dem Eigenthümer des Baumes. 
§ 32. Insoweit durch das Vorhandensein eines offenen Weges das Bedürfniß befriedigt 
wird, für welches bisher eine Wegdienstbarkeit bestanden hat, muß // [S. 672] sich der 
Inhaber der letztem deren Untergang gefallen lassen. 
§ 33. Der Eigenthümer eines Grundstückes, welches in der Nähe eines schon 
bestehenden Flur- und Feldweges liegt, aber an demselben nicht wegberechtigt ist, 
kann verlangen, daß ihm gegen Bezahlung einer mäßigen Einkaufsgebühr das 
Miteigenthumsrecht an diesem Wege zum landwirthschaftlichen Betriebe eingeräumt 
werde. 
Das Maß dieser Einkaufsgebühr ist mit billiger Berücksichtigung der Anlagekosten des 
Weges durch die Flurkommission zu bestimmen (§ 52). 
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§ 34. Wenn Grundstücke nicht unmittelbar an einen Flur- und Feldweg zu liegen 
kommen, sondern ihren Weg noch über nachbarliche Grundstücke nehmen müssen, so 
sind dieselben mit Bezug auf diese als servitut-berechtigt zu behandeln, und es ist 
demgemäß nach §§ 13 ff. zu verfahren. 
Der Eigenthümer eines solchen Grundstückes kann nöthigenfalls von dem 
Eigenthümer des zwischen seinem Grundstücke uno dem angelegten Flur- und 
Feldwege liegenden Grundstückes gegen volle Entschädigung die Einräumung des zu 
freier Bewerbung seines Landes erforderlichen Wegrechtes verlangen. Die Richtung 
des Weges ist übrigens in einer Weise zu bestimmen, welche für das belastete 
Grundstück am wenigsten nachtheilig ist. 
§ 35. Die Eigenthümer von Grundstücken, welche in den Fällen der §§ 33 und 34 von 
einer bisher bestandenen Wegdienstbarkeit befreit werden, sind verpflichtet, dem 
Eigenthümer des bisher wegberechtigt ge- // [S. 673] wesenen Grundstückes den 
Betrag seiner dießfälligen Ausgaben je nach Umständen ganz oder theilweise zu 
ersetzen. 
Können sich die Betheiligten über das Maß dieses Ersatzes nicht einigen, so ist nach 
§ 58 zu verfahren. 

B. Anlage und Unterhaltung der Flur- und Feldwege. 
§ 36. Die Flur- und Feldwege sollen, soviel es sich thun läßt, über die Scheidungen des 
Landes gezogen werden. Insbesondere sind die mit dem Fahrrecht belasteten 
Fürhäupter, die tret- und wegpflichtigen Grundstücke hiezu zu verwenden. 
§ 37. Wo das Interesse der Grundeigenthümer es erheischt, ist bei Anlegung der Flur- 
und Feldwege darauf Rücksicht zu nehmen, daß von beiden Endpunkten derselben 
aus die zu der betreffenden Flurabtheilung gehörenden Grundstücke beworben werden 
können. 
Erstreckt sich ein solcher Weg über die Grenzen der Gemeinde, so haben die 
Flurkommissionen der beiden betheiligten Gemeinden sich mit einander in’s 
Einverständniß zu setzen. 
§ 38. Die Fahrwege erhalten eine Kronenbreite von wenigstens acht, die Fußwege eine 
Breite von wenigstens zwei Fuß. Die betheiligten Grundeigenthümer können übrigens 
auch eine größere Breite festsetzen (§ 44). 
Sämmtliche Flur- und Feldwege, sei es, daß sie in Folge dieses Gesetzes neu angelegt 
worden sind, oder schon vorher bestanden haben, sind ihrer ganzen Länge nach 
auszumarken. // [S. 674] 
§ 39. Die Ausstellung der Flur- und Feldwege findet durch die Flurkommisston statt, auf 
deren Antrag die Grundeigenthümer der betreffenden Flurabtheilung (§ 31) über die 
Anlage und Richtung des Weges entscheiden. 
Die Minderheit ist berechtigt, gegen derartige Beschlüsse bei dem 
Gemeindspräsidenten binnen vierzehn Tagen Einsprache zu erheben (§ 55), nach 
deren Ablauf Verzicht hieraus angenommen wird. 
§ 40. Ist die Anlage und Richtung eines Weges endgültig festgestellt, so ist jeder 
Grundeigenthümer zur Abtretung des hiezu erforderlichen, Landes gegen 
entsprechende Entschädigung (§ 47) verpflichtet. 
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§ 41. Die Anlage und Unterhaltung der Flur- und Feldwege ist Sache derjenigen 
Grundeigenthümer, für welche dieselben dienen (§ 31). 
Dieselbe darf in keinem Falle den Anstößern in dem Sinne überbunden werden, daß 
jeder das an sein Land anstoßende Stück selbstständig anzulegen oder zu unterhalten 
habe. 
Dagegen haben unter Leitung eines Mitgliedes der Flurkommisston die 
Grundeigenthümer zu bestimmen, ob die Arbeit im Akkord oder durch Frohndienste 
ausgeführt werden soll. 
§ 42. Die Flurkommisston hat die Ausführung der den einzelnen Flurabtheilungen 
obliegenden Arbeiten (§ 41) und die Ausmarkung der angelegten Wege (§ 38) zu 
überwachen, im Falle einer Zögerung die geeigneten Aufforderungen an die 
betreffenden Grundeigenthümer zu erlassen und, wenn dieselben innert der // [S. 675] 
anberaumten Frist erfolglos bleiben, die Ausführung selbst anzuordnen. 
§ 43. Die Leitung der speziellen Angelegenheiten einer Flurabtheilung (§§ 39 und 41), 
insbesondere auch die Anordnung und Leitung der Versammlungen der betreffenden 
Grundeigenthümer, findet durch ein Mitglied der Flurkommission statt, und zwar wo 
möglich durch ein solches, welches selbst Grundstücke in der betreffenden Abtheilung 
besitzt. 
§ 44. In den Versammlungen der Grundeigenthümer entscheidet die Mehrheit der 
Anwesenden über alle ihrem Entscheide vorbehaltenen Fragen. Vorbehalten bleibt die 
Bestimmung des § 39. 
§ 45. Die Flurkommission hat nach Ausführung der beschlossenen Flur- und Feldwege 
ein Verzeichnis aller innerhalb der Gemarkung befindlichen derartigen Wege 
anzufertigen, und in demselben den Anfangs- und den Endpunkt, sowie die Breite 
jedes einzelnen Weges, die Anzahl der Marken auf jeder Seite derselben und die 
Entfernung, in welcher diese Marken von einander stehen, möglichst genau 
anzugeben. 
Dieses Verzeichniß ist nach erfolgter Eintragung in’s Gemeindsprotokoll im 
Gemeindsarchive aufzubewahren und ein Doppel desselben dem Landschreiber 
zuzustellen. 
§ 46. Wenn sich später das Bedürfniß eines offenen Flur- und Feldweges herausstellt, 
so ist Hiebei nach Anleitung dieses Gesetzes zu verfahren. 
In diesem Falle haben sich diejenigen Grundeigenthümer, welche die Anlegung des 
Weges wünschen, an die Zivilgemeindsvorsteherschaft, beziehungsweise den 
// [S. 676] Gemeindrath zu wenden, welcher nach Auflösung der Flurkommission deren 
Verrichtungen zu besorgen hat (§ 12). 

Tit. VI. 

Ausmittlung der Entschädigung und Bezahlung der Kosten 
§ 47. Die Ausmittlung der Entschädigung an die Eigenthümer des abzutretenden 
Landes (§ 40) und deren Bezahlung geschieht durch die Flurkommission. Bei 
Berechnung derselben ist in’s Auge zu fassen: 
a) der Werth des abzutretenden Landes an und für sich seinem bisherigen Zustande 

gemäß und mit Berücksichtigung der üblichen Verkaufspreise; 
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b) der allfällige Minderwerth des übrig bleibenden Landes im Falle einer 
Durchschneidung des Grundstückes und die erschwerte Bebauung der 
Landabschnitte. 

Hinwieder ist auch der Vortheil, welcher dem Grundstücke erwächst, wenn dasselbe 
durch die Anlegung des offenen Weges von einer bisherigen Last befreit wird, in billige 
Berücksichtigung zu ziehen. 
§ 48. Ist das in die Abtretung fallende Grundeigenthum verpfändet, so fällt der Betrag 
der Entschädigung, falls derselbe fünfzig Franken übersteigt, je dem ältern 
Pfandgläubiger gegen Abschreibung an der betreffenden Grundversicherung und 
Entlassung des abgetretenen Theiles des Grundstückes aus dem Pfandnerus aller 
darauf haftenden Versicherungen zu (§ 807 d. pr. G ). Zu diesem Ende hin wird 
dieselbe an die betreffende Notariatskanzlei ausbezahlt, welche das Nöthige zu 
besorgen hat. // [S. 677] 
Hinsichtlich der dießfälligen Gebühren kommt § 102 Ziffer 19 des Gesetzes über das 
Notariatswesen (Bd. IX. S. 454) zur Anwendung. 
Mit Einwilligung der Pfandgläubiger darf übrigens auch in diesem Falle die 
Entschädigung an die Abtretungspflichtigen selbst verabfolgt werden. 
§ 49. Von den Grundeigenthümern jeder einzelnen Flurabtheilung sind zu tragen: 
a) die Kosten der Anlage und Unterhaltung der Flur- und Feldwege (§ 41); 
b) die Gebühren der Notariatskanzlei für den Vorwerk der Abtretungen u. s. w. (§ 48); 
c) die Prozeßkosten, welche im speziellen Interesse einer Flurabtheilung entstanden 

sind. 
Die allgemeinen Kosten, wie z. B. die Entschädigung an die Mitglieder der 
Flurkommisston (§ 11), sind auf sämmtliche Grundeigenthümer der Gemeinde, 
beziehungsweise der Gemeindesektion (§ 1) zu verlegen. 
§ 50. Die Beitragspflicht der einzelnen Grundeigenthümer richtet sich nach dem 
Flächeninhalt ihrer Grundstücke (§ 41). 
Wo jedoch ein Grundstück des Flur- und Feldweges gar nicht bedarf, wie z. B. wenn 
dasselbe bereits an einer Straße liegt, da kann die Beitragspflicht an die Kosten 
desselben ganz wegfallen. Ebenso kann, wenn der Nutzen des Weges für ein 
Grundstück sehr gering oder umgekehrt sehr bedeutend ist, eine verhältnißmäßige 
Verminderung oder Vermehrung des Beitrages eintreten. 
§ 51. Die Feststellung der Beitragspflicht der einzelnen Grundeigenthümer und die 
Verlegung der Kosten // [S. 678] unter dieselben geschieht durch die Flurkommission, 
und zwar hinsichtlich derjenigen Kosten, welche von den einzelnen Flurabtheilungen zu 
tragen sind (§ 49), je unter Mitwirkung von zwei Betheiligten, welche die betreffende 
Flurabtheilung (§ 41) zu ernennen hat. 
Der Verleger ist den Betheiligten zur Einsicht offen zu legen. 
§ 52. Gegen die ausgemittelte Entschädigung für abzutretendes Land (§ 47), die 
Feststellung der Beitragspflicht und ihres Umfanges (§ § 49 ff.) und die Bestimmung 
der Einkaufsgebühr einzelner Grundstücke in schon bestehende Flur- und Feldwege 
(§ 33) steht den Betheiligten eine Frist von vierzehn Tagen zur Geltendmachung 
allfälliger Einsprachen bei dem Gemeindspräsidenten offen. Nach Ablauf derselben 
wird die Taxation der Flurkommission als anerkannt betrachtet. 
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Tit. VII 

Behandlung von Streitigkeiten 
§ 53. Streitigkeiten über die Richtung, die Anlage und Unterhaltung der Flur- und 
Feldwege (§§ 36 ff.) sind durch die Verwaltungsbehörden zu entscheiden (§ 5). 
Die Festsetzung des Maßes der Entschädigung für abzutretendes Land (§ 47), der 
Beitragspflicht des Einzelnen und ihres Umfanges (§ 50) dagegen, ebenso Anstände 
über Verhältnisse der in den §§ 33–35 bezeichneten Art sind, wenn darüber Streit 
entsteht, Rechtssache. Streitigkeiten dieser Art fallen ohne Rücksicht auf den Betrag 
erstinstanzlich in die Kompetenz der Bezirksgerichte. // [S. 679] 
§ 54. Alle Arten von Streitigkeiten, welche aus der Vollziehung dieses Gesetzes 
entstehen, können übrigens auch durch vertragsmäßige Schiedsgerichte erledigt 
werden. 
Den Parteien bleibt es unbenommen, den Entscheid auch einfach der Flurkommission 
anheimzustellen und diese als Schiedsgericht unter sich zu erklären. 
§ 55. In den Fällen der §§ 39 und 52 hat der Gemeindspräsident dem Einsprechen bei 
Anmeldung seiner Einsprache eine Erklärung abzufordern, ob er die Entscheidung 
durch ein Schiedsgericht verlange, und diese Erklärung zugleich mit der schriftlichen 
Einsprache der Gegenpartei (§ 56) unverzüglich zur Kenntniß zu bringen. 
Ist die letztere mit einer schiedsgerichtlichen Behandlung der Streitfrage einverstanden, 
so hat sie sofort ihre Schiedsrichter zu bezeichnen und hievon durch den 
Gemeindspräsidenten dem Einsprecher Kenntniß zu geben, welcher ebenfalls seine 
Schiedsrichter innerhalb acht Tagen zu ernennen und dieselben durch die gleiche 
Vermittlung der Gegenpartei zu bezeichnen hat. Unterläßt er dieß, so hat er sein Recht, 
eine schiedsgerichtliche Entscheidung zu verlangen, verwirkt, und es ist der Streit bei 
der zuständigen Stelle einzuleiten. 
Die Schiedsrichter wählen sich einen Obmann. Können sie sich über die Wahl nicht 
einigen, so hat das Bezirksgericht denselben zu bezeichnen. 
§ 56. Ist bei einer der vorhin erwähnten Streitsachen die Gegenpartei des Einsprechers 
eine Flurabtheilung, so geht die Anzeige des Gemeindspräsidenten an die 
Flurkommission, welche die betreffenden Grund- // [S. 680] eigenthümer unverzüglich 
zusammenzuberufen (§ 43) und von dem Anstande in Kenntniß zu sehen hat. 
Widersetzen sich dieselben dem Begehren des Einsprechers, so haben sie sofort einen 
Bevollmächtigten zur Führung des Prozesses zu bezeichnen und, falls auf ein 
Schiedsgericht von Seite des Einsprechers angetragen wird, sich zugleich auch 
hierüber auszusprechen. 
Der dießfällige Beschluß wird durch die Flurkommission dem Gemeindsprästdenten 
behufs seines weitern Verfahrens (§ 55) mitgetheilt. 
§ 57. In allen Streitigkeiten der in den §§ 39 und 52 bezeichneten Art, ebenso auch, 
wenn der Streit sich auf die Unterhaltung der Flur- und Feldwege bezieht, ist der 
Einsprechen, falls eine Vereinbarung auf schiedsgerichtliche Erledigung nicht zu 
Stande gekommen ist, verpflichtet, binnen vierzehn Tagen, nachdem er von der 
Erklärung der Gegenpartei Kenntniß erhalten hat (§§ 55 und 56), den Streit bei der 
zuständigen Stelle (Bezirksrath, Bezirksgericht) einzuleiten, widrigenfalls seine 
Einsprache erlischt. 
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§ 58. Anstände über Existenz und Umfang bestehender Grunddienstbarkeiten und 
Reallastrn, sowie solche der in § 35 bezeichneten Art wird die Flurkommission auf 
gütlichem Wege zu erledigen trachten. Gelingt ihr dieß nicht, und können sich die 
Parteien nicht auf ein Schiedsgericht einigen (§ 54), so hat sie dem Ansprecher die 
Anleitung zu ertheilen, sich ungesäumt an das Friedensrichteramt zu wenden, und, falls 
auch diesem eine Ausgleichung nicht gelingen sollte, Weisung bei dem zuständigen 
Gerichte einzureichen. // [S. 681] 
§ 59. Anstünde über die Entschädigung der Mitglieder der Flurkommission (§ 11) sind 
durch die Aufsichtsbehörden (§ 5) nach billigem Ermessen zu erledigen. 

Tit. VIII. 

Uebergangs- und Vollziehungsbestimmungen. 
§ 60. In denjenigen Gemeinden, in welchen vor der Einführung dieses Gesetzes 
zufolge einer Anordnung sämmtlicher Grundeigenthümer die Eintragung der 
bestehenden Grunddienstbarkeiten in das Grundprotokoll bereits erfolgt ist, bleibt die 
Anlegung offener Flur- und Feldwege dem freien Ermessen der Grundeigenthümer der 
einzelnen Flurabtheilungen (§ 41 und 44) unter Leitung einer aus ihrer Mitte zu 
bestellenden Kommission anheimgestellt. 
In diesen Gemeinden ist übrigens gleichwol eine Flurkommission zu bestellen, deren 
Verrichtungen indeß nur darin bestehen, für eine gehörige Ausmarkung der bereits 
bestehenden Feldwege zu sorgen (§ 38 und 42) und ein Verzeichniß über dieselben im 
Doppel anzufertigen (§ 45). 
Ebenso sind auch in diesen Gemeinden die Vorschriften der §§ 27 und 30 in 
Vollziehung zu bringen. 
§ 61. Dieses Gesetz tritt sofort in Kraft. Durch dasselbe werden aufgehoben: 
a) das Gesetz betreffend die Anlegung von Güterwegen vom 3. Heumonat 1835 

(Bd. IV. S. 27); 
b) die Verordnung des Obergerichtes betreffend die in den Grundprotokollen noch nicht 

vorgemerkten // [S. 682] Grunddienstbarkeiten und Reallasten vom 
26. Hornung 1855 (Bd. X. S. 330). 

c) die in den §§ 693 und 757 d. pr. G. angesetzte Fristbestimmung von zehn Jahren. 
§ 62. Der Regierungsrath ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
 
Zürich, den 22. April 1862. 
 
Im Namen des Großen Rathes: 
Der Präsident, 
J. J. Treichler. 
Der erste Sekretär, 
Boßhardt. 
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Wir Präsident und Regierungsrath des Kantons Zürich haben behufs der Vollziehung 
des vorstehenden Gesetzes verordnet: 
Dieses Gesetz soll in die Gesetzsammlung aufgenommen werden. 
 
Also beschlossen Samstags den 26. April 1862. 
 
Der erste Präsident, 
Dr. U. Zehnder. 
Der zweite Staatsschreiber, 
Boßhardt. 
 
 
[Transkript: OCR (Überarbeitung: sef)/27.01.2016] 
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